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l. Einleitung - Konsumentenschutz im VVG

Der vorliegende Beitrag befasst sich mit der besonderen Perspektive des Kon-

sumentenschutzes im VVG. Ausgangspunkt bildet dabei die umfangreiche Ver-

nehmlassung, welche die Expertenkommission nach Aufiiahme ihrer Beratungen

Dr.iur., Oberrichter.



bei allen massgebenden Kreisen im Jahre 2004 durchgeführt hat. Der Voreirtwurf

(im folgenden VE) versucht selbstverständlich, allen diesen Interessenlagen

massvoll Rechnung zu tragen, wobei an dieser Stelle natirgemäss die Postulate

des Konsumrechts1 im Vordergrund stehen.

Es ist heute unbestritten, dass zwischen Versicherungsuntemehmen und Versi-

cherten, insb. in ihrer wirtschafitlichen Funktion als private Abnehmer von Wa-

ren und Dienstleistungen am Markt (d.h. der Konsumenten bzw. Nachfrager von

Versicherungsdienstleistangen), ein strukturelles Ungleichgewicht besteht. Die

geltende Schweizer Bundesverfässung normiert diesen wirtschaftsrechtlichen

Tatbestand denn auch zu Recht in Art. 97 BV, weshalb das neue VVG in seinem

Ingress auf diese Verfassungsnorm hmweisen sollte.

Anlässlich der Veröffentlichimg des VE der Expertenkommission über die Total-

revision des VVG wurde in diesem Zusammenhang zutreffend vermerkt2, dass

die Stellung der Versicherten verstärkt werden solle. Festgestellt wurde zudem,

dass die Schutznormen gemäss VE auch für die Kleinen- und Mitteluntemehmen

(KMU) gelten. Aus der Sicht des klassischen Konsumrechts, das die Rechtstel-

lung der privaten Abnehmer am Markt (Konsumenten) regelt, ist dagegen nichts

einzuwenden, solange der Kemgehalt der Schutznormen durch die Ausdehnung

auf den Schutz von betrieblichen Abnehmern (Unternehmen, insb. KMU) nicht

verwässert wird. Im Folgenden wird zunächst versucht, die zentralen Postulate

des Konsumrechts aufzuzeigen, um anschliessend die Umsetzung im VE darzu-

stellen.

II. Postulate des Konsumrechts

A. Verhältnis VAG - VVG

Das revidierte VAG ersetzt die präventive Kontrolle bzw. die Marktzulassung

von Produkten teilweise durch eine verschärfte Solvenzkontrolle. In den sensib-

len Bereichen der beruflichen Vorsorge, der Krankenzusatzversichemng und bei

der Versicherung über Elementarschäden wurde die präventive Genehmigung

von Versichenmgsprodukten beibehalten. Der Wegfall der präventiven Produk-

tekontrolle in den übrigen Bereichen verstärkt einerseits den Wettbewerb, was

1 Vgl. zu diesem Terminus: ALEXANDER BRUNNER, Neue Entwicklung im Konsumrecht, SJZ 2001, 241 ff.; im
Jahre 2001 war die Revision des WG allerdings noch nicht auf der Traktandenliste des Gesetzgebers,
bzw. ein erster VE von 1998 schlummerte in Bern.

2 Neue Zürcher Zeitung (HZZ) v. 22.09.2006,13: «Für eine stärkere Stellung der Versicherten.»



grundsätzlich zu begmssen ist; anderseits ergibt sich dadurch ein klarer Hand-

lungsbedarP im Bereich des WG, indem vor allem die privatrechtlichen Instm-

mente der AGB-Kontrolle und die vorvertragliche Information in den Vorder-

grund rücken.

B. AVB-Kontrolle

Ein stets wiederholtes, altes Postulat ist daher die Kontrolle der Allgemeinen

Geschäfts- bzw. Versichenmgsbedingungen (AVB)4. Gefordert wird die Festle-

gung von Grundsätzen über AVB im VVG, insb. die Pflicht zu einem einheitli-

chen Aufbau der AVB für alle Versichenmgsuntemehmungen und über alle

Branchen, womit - im Hmblick auf Klarheit und Transparenz - eine Verstärkung

der sog. Unklarheitenregel erreicht werden soll; sodann die Überfuhrung der

Bundesgerichtspraxis betreffend die sog. Ungewöhnlichkeitsregel, womit Versi-

chemngsbedingungen, die nach den Umständen so ungewöhnlich sind, dass der

Versichemngsnehmer mit ihnen nicht zu rechnen braucht, nicht Bestandteil des

Versichemngsvertrags werden.

C. Pflichtversicherung und Kontrahierungszwang

Vielfach fragen Konsumenten Waren und Dienstleistungen von Anbietern nach,

die sich für ihre Haftpflicht den Konsumenten gegenüber nur ungenügend versi-

chem. Aus diesem Grunde wird postuliert, für bestimmte sensible Bereiche eine

Pflicht der Anbieter einzuführen, sich genügend zu versichern. Es handelt sich

dabei um eine Verallgemeinerung von bisher schon geltenden Obligatorien,

bspw. bei der Motorfahrzeughaftung oder bei der Pflichtversichenmg von An-

walten (Art. 12 lit. fBGFA). Wird eine Pflichtversichemng eingeführt, stellt sich

als Folgeproblem der an sich verpönte Kontrahienmgszwang.

ROLF H. WEBER, Deregulierung und Konsumentenschutz - Grundlagen, JKR 1996, 13 ff., insb. 68 ff.;

ANTON K. SCHNYDER, Versicherungsrecht als Konsumentenrecht, JKR 1996,141 ff., insb. 149 ff.
ALEXANDER BRUNNER, Die Kontrolle Allgemeiner Geschäftsbedingungen in der aktuellen schweizerischen
Lehre und Praxis, ZSR 1999 l 305 ff-, insb. 312 ff.; vgl. neuestens: PETER GAUCH, Die Vertragshaftung der
Banken und ihre AVB, recht 2006,77 ff.



D. Abschluss des Versicherungsvertrags (Information und
Widerruf)

Ein wichtiges Postulat ist sodann die Verbesserung der Informationspflicht der

Versicherer. Dabei sollen Transparenz und Kommunikation zwischen Anbieter

und Runde vor allem die Versichemngsprodukte inhaltlich und preislich ver-

gleichbar machen und den Zugang zu diesen Dienstleistungen vereinfachen.

Auch ein sog. Durchschnittskunde sollte damit ohne spezielle versicherungs-

technische Kenntnisse in die Lage versetzt werden, rationale Marktentscheide

treffen zu können und bspw. bei der Lebensversicherung Risikoprodukte und

Sparprodukte klar auseinander zu halten. Die Teih-evision des VVG gemäss BG

vom 17. Dezember 2004 (Art. 3 und Art. 3a VVG) wäre in diesem Sinne fortzu-

führen und zu ergänzen. Allgemein gefordert wird schliesslich ein Widerrufs-

recht von bspw. zehn Tagen mit Bezug auf alle Arten von Abschlussmodalitäten.

E. Wechsel des Versicherungsunternehmens

Neben den K.onsumentenorganisationen hat die Wettbewerbskommission schon

im Jahre 1995 gefordert, Art. 24 VVG in Richtung Teilbarkeit der Prämie anzu-

passen, was in der Zwischenzeit durch die Teiü-evision bzw. das BG vom 17.

Dezember 2004 erfolgt ist.

F. Versicherungsvermittlung

Sodann wird verlangt, dass die Versicherungs Vermittlung EU-kompatibel auszu-

gestalten ist mit Registrierung, Anforderungen an die Vermittler, finanzielle

Sicherheiten, Leumund und Informationspflichten. Die Registrierungspflicht soll

alle Kategorien von Versichenmgsvermittlem betreffen und Ausnahmen sind

eng zu formulieren. Es soll nur ein zentrales Register durch das BPV geführt

werden. Diese aufsichtsrechtlichen Postulate sind in der Zwischenzeit im revi-

dierten VAG geregelt worden (Art. 40 ff. VAG). Eine andere Frage stellt sich im

Privatrecht.

Das Verhalten des Vermittlers soll im Konsumentenbereich auf jeden Fall dem

Versicherer zugerechnet werden, ungeachtet der rechtlichen Qualifikation des

Agenten oder Brokers. Die Praxis zeigt, dass der private Versichenmgsnehmer in

den Vertragsverhandhmgen den Versichenmgsagenten als Vertreter der Versi-

chemngsgesellschaft ansieht und für ihn ausser Frage steht, dass der Vermittler

den Versicherer repräsentiert und ihm das gleiche Vertrauen entgegenzubringen



ist wie der Versichenmgsgesellschaft. Insbesondere im Zusammenhang mit Fra-

gen der Anzeigepflicht und ihrer Verletzung ist es für Konsumenten nicht nach-

vollziehbar, dass offenkundiges Fehlverhalten des Agenten den Versicherer nicht

verpflichtet, er sich vielmehr mit Schadenersatzansprüchen an den (oftmals nicht

mehr leistungsfähigen) Vermittler halten soll. Dies schadet nicht nur dem einzel-

nen Konsumenten, sondern auch der Versichenmgswirtschaffc.

G. Definition der Produkttypen

Ein weiteres Postulat betrifft die Straffüng und Präzisiemng der einzehien Versi-

chemngsdienstleistungen. Diese sind im Gesetz klarer zu umschreiben.

H. Verbandsklagerecht

Schliesslich wird verlangt, dass den Konsumentenorganisationen das Verbands-

klagerecht eingeräumt wird. Das revidierte VAG sieht keine Möglichkeiten vor,

in Vertretung der Versicherten die Zivilgerichte anzurufen. Die Aufsichtsgesetz-

gebung ist öffentlichrechtlicher Natur und regelt in erster Linie das Rechtsver-

hältnis zwischen dem Staat und den der Aufsicht unterstehenden Versicherungs-

einrichtungen. Nach Art. 46 des am 17. Dezember 2004 revidierten VAG kann

die Aufsichtsbehörde zwar gegen Missbräuche der Versichemngsuntemehmen

und -Vermittler vorgehen. Streitigkeiten des privaten Rechts wie insb. unlautere

AVB sind jedoch vom Zivibrichter zu entscheiden. Analog zu Art. 10 UWG ist

daher ein Verbandsklagerecht vorzusehen.

III. Umsetzung im Vorentwurf zur Totalrevision des VVG

A. Verhältnis VAG - VVG

Der VE versucht, das Verhältnis zwischen VAG und WG nahtlos und entspre-

chend dem regelungstypischen Bereich zu klären. Stets wurde gefragt, ob eine

Materie des öffentlichen Rechts oder des Privatrechts vorliege. Massnahmen der

Aufsichtsbehörden haben ohne Zweifel auch Auswirkungen auf die privatrechtli-

chen Vertragsverhältaisse. Erfüllt das Versichemngsuntemehmen die Vorausset-

zungen der Bewilligung nicht mehr bzw. wird ihr diese entzogen, so ist nach Art.

45 VE-WG der Versicherungsnehmer berechtigt, den Vertrag gemäss Art. 43



VE-WG zu kündigen. Das Vertrauen des Kunden ist in solchen Fällen aufgrund

objektiver Umstände zerstört.

Wird über das Versichemngsuntemehmen der Konkurs eröffnet, so erlischt der

Vertrag nach Art. 48 VE-VVG vier Wochen nach Bekanntmachung der Kon-

kurseröffitiung. Die Aufsichtsbehörde sorgt für eine individuelle Information der

Versichemngsnehmer, und diese sind berechtigt, die Beendigung des Vertrages

um acht Wochen hinauszuschieben; dies deshalb, um dem Konsumenten zu

ermöglichen, den Versichemngsschutz zu klären. Entscheidend ist auch die Fort-

fühnmg des Versichenmgs Schutzes bei der obligatorischen Haftpflichtversiche-

nmg, weshalb Art. 80 VE-WG eine Auffangeinrichtung für Versicherungsnot-

stände vorsieht, die der Aufsicht des BPV untersteht.

B. AVB-Kontrolle

Zur Aufsicht gehörte bis vor wenigen Jahren auch die präventive Kontrolle der

AVB. Mit den versichenmgsspezifischen EU-Richtlinien 92/49/EWG vom 18.

Juni 1992 und 92/96/EWG vom 10. November 1992 werden im europäischen

Binnenmarkt «Systeme der Vorabgenehmigung von Versichenmgsbedingungen»

ausdrücklich untersagt. Die Schweiz hat sich im Rahmen der bilateralen Ab-

kommen an diese Vorgaben zu halten, obwohl eine korrekt ausgeübte Produkt-

kontrolle einen nicht unerheblichen Beitrag zum Schutz der Konsumentinnen

und Konsumenten leisten könnte. Als Korrelat hat die EU indessen auch die RL

93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Ver-

braucher^erträgen verabschiedet. Aus heute nicht nachvollziehbaren Gründen

sind bisherige Anpassungen des Schweizer Rechts an die Standards des Europa-

rechts ausgeblieben5. Anderseits stellen die AVB ein allgemeines Problem des

Obligationenrechts dar, das nicht nur in der Versichenmgsbranche eine Rolle

spielt.

Der VE-VVG regelt daher nicht nur die AVB, sondern schlägt eine moderate

Anpassung des Schweizer Zivilrechts,vor. Der Vorschlag zu einem ergänzenden

Art. 20a OR hat folgenden Wortlaut: «Allgemeine Vertragsbedingungen:

(Abs. l) Bestimmungen m vorformulierten Allgemeinen Vertragsbedingmigen

sind missbräuchlich und unwirksam, wenn sie den Vertragspartner des Verwen-

ders unangemessen benachteiligen. (Abs. 2) Eine unangemessene Benachteili-

gung ist namentlich dann anzunehmen, wenn eine Bestimmung mit wesentlichen

5 Vgl. die Hinweise zur KIG-Revision bei STEFAN FÜHRER im vorliegenden Tagungsband sowie ALEXANDER
BRUNNER, AVB und Verbandsklage, in: WEBER/ FÜHRER, HAVE - Retouchen oder Reformen? Zürich 2004,
167 ff.



Grundsätzen der gesetzlichen Regelung, von der zu Lasten des Vertragspartners

abgewichen wird, nicht zu vereinbaren ist. «Die Kommission schliesst sich hier-

bei der heute kaum mehr bestrittenen Auffassung an, dass Artikel 8 UWG (Bun-

desgesetz gegen den unlauteren Wettbewerb, SR 241) insoweit nicht den erfor-

derlichen Schutz zu bieten vermag.

C. Pflichtversicherung und Kontrahierungszwang

Das konsumrechtliche Postulat des ausreichenden wirtschaftlichen Schutzes im

Haftungsfall des vertragswidrig handehiden Anbieters wurde in der Experten-

kommission eingehend diskutiert. Ein entsprechendes Pßichtversicherungsgesetz

wurde erwogen, jedoch als über das VVG hinaus gehend verworfen.

Anderseits wurde zutreffend ein Kontrahienmgszwang eingeföhrt in Fällen, bei

welchen Konsumenten verpflichtet werden, einen obligatorischen Versiche-

rungsvertrag über die Haftpflicht abzuschliessen. Der ausführende Art. 79 VE-

WG hat folgenden Wortlaut: Vertragsabschluss mit Konsumenten (Abs. l): Die

zum Betrieb des jeweiligen Versichenmgszweiges ermächtigten Versichemngs-

unternehmen sind verpflichtet, mit Konsumenten Haftpflichtversicherungsver-

träge einzugehen, deren Abschluss durch ein Bundesgesetz vorgeschrieben ist.

Wird durch Gesetz (bspw. SVG) der Abschluss einer Haftpflichtvrersichenmg

vorgeschrieben, so muss auch die faktische Möglichkeit bestehen, dieser Ver-

pflichtung nachzukommen. Dem Obligatorium auf der einen Seite entspricht

somit der Kontrahiemngszwang auf der anderen Seite. Zumindest den weniger

geschäftsgewandten Konsumenten soll daher in Zukunft ein gesetzlicher An-

sprach aufHaftpflichtversicherungsschutz eingeräumt werden.

D. Abschluss des Versicherungsvertrags

1. Information und Aufklärung

Die vorvertraglichen Informations- und Aufklämngspflichten6 bilden einen zen-

tralen Punkt konsumrechtlicher Postulate. Damit befassen sich insb. Art. 6 VE-

WG (Informationspflicht des Versichenmgsuntemehmens) und Art. 7 VE-VVG

6 Vgl. HANS-PETER SCHWINTOWSKI, Konsumentenschutz im schweizerischen und deutschen Versicherungs-
markt, in: J. Basedow/U. Meyer/D. Rückle/H.-P. Schwintowski (Hrsg.), Rechtsdurchsetzungsdefizite und
aktuelle Probleme derVersicherungspraxis, Baden-Baden 2006, 309 ff., insb. 314.



(Verletzung der Informationspflicht). Es kann diesbezüglich auf die besonderen

Ausführungen in vorliegendem Tagungsband7 verwiesen werden.

2. Widerrufsrecht

Das Widerrufsrecht des Konsumenten ist auch vorliegend von Bedeutung. Es ist

eine besondere Ausgestaltung des Widermfsrechts nach Art. 40a ff. OG. Damit

befasst sich Art. 3 VE-WG (Widerrufsrecht). Es kann diesbezüglich auf die

besonderen Ausführungen in vorliegendem Tagungsband8 verwiesen werden.

3. Anzeigepflichtverletzung und Obliegenheitsverletzung

Nach geltendem Recht führen teilweise bereits geringfügige, auch nicht kausale

Verletzungen der Anzeigepflicht seitens des Konsumenten zum Verlust des Ver-

sichemngsanspmchs. Dies erscheint als stossend. Art. 8 Abs. 2 VE-VVG in

Verbindung mit Art. 10 Abs. l VE-VVG übemünmt im Wesentlichen das heute

geltende Recht9, differenziert jedoch präziser zwischen objektiver und subjekti-

ver Erheblichkeit. Art. 8 Abs. 2 VE-VVG erfasst dabei die objektive Seite und

stellt dafür auf den sachlichen und objektivierten Ansatz des Einflusses der Ge-

fahrstatsache auf die Risikoeinschätzung ab. Die subjektive Erheblichkeit findet

sich neu in Art. 10 Abs. l VE-VVG, der darauf Bezug nimmt, ob die Falschan-

gäbe auf den Entschluss des Versicherungsuntemehmens, den Vertrag überhaupt

oder mit dem betreffenden Inhalt zu schliessen, tatsächlich einen (kausalen)

Einfluss gehabt hat (vgl. Art. 10 Abs. l VE-VVG). In materieller Hinsicht objek-

tiv erheblich können nur Tatsachen seia, die ihrer Natur nach geeignet sind, die

Einschätzung der zu versichernden Gefahr zu beeinflussen. Die stossenäe gesetz-

liche Vermutung von Art. 4 Abs. 3 des geltenden WG, -wonach die Erheblichkeit

von Tatsachen, nach denen das Versicherungsunternehmen bestimmt und un-

zweideutig gefragt hat, unterstellt ^virä, entfällt damit. Nicht der Versichenmgs-

nehmer muss nach VE den fw ihn schwierig zu führenden Beweis der Unerheb-

lichkeit einer solchen Tatsache erbringen, sondern das Versichenmgs-

unternehmen hat im Streitfall die Erheblichkeit zu beweisen. Der Revisionsent-

wurf begrenzt den Kreis der erheblichen Gefahrstatsachen auf die unmissver-

ständlich und spezifiziert abgefragten Sachverhalte.

FRANZ HASENBCHLER, Vorvertragliche l nformationspf lichten des Versicherungsunternehmens.
PETER PFUND, Zustandekommen und Widerruf des Versicherungsvertrags.

Vgl. HANS-PETER SCHWINTOWSKI, Konsumentenschutz im schweizerischen und deutschen Versicherungs-
markt, in: J. Basedow/U. Meyer/D. Rückle/H.-P. Schwintowski (Hrsg.), Rechtsdurchsetzungsdefizite und

aktuelle Probleme der Versicherungspraxis, Baden-Baden 2006, 309 ff., insb. 316.



E. Wechsel des Versicherungsunternehmens

Der VE schreibt in Art. 20 VE-WG die Teilrevision des VVG gemäss BG vom

17. Dezember 2004 (Art. 24 VVG) fort. Danach wird auch inskünftig von der

Teilbarkeit der Prämie10 auszugeben sein.

F. Versicherungsvermittlung

Die Revision des VAG hat die wesentlichen Postulate des Konsumrechts, u.a.

auch in Übernahme des EU-Rechts mit Bezug auf die Versicherungsvemiittlung

übernommen. Versichemngsvermittler unterstehen einer eigenständigen Aufsicht

des BPV und haben sich entsprechend registrieren zu lassen (vgl. Art. 42 ff.

VAG). Das privatrechtliche Gegenstück wird in Art. 57-59 VE-WG geregelt.

So haben die Versichemngsvermittler Versichenmgsnehmer zu Beginn einer

Beratungstätigkeit u.a. über Folgendes zu informieren: (a) ihre Identität und ihre

Adresse, (b) ob er als Versichenmgsagent oder als Versichemngsmakler tätig ist

und ob er im entsprechenden Register der Aufsichtsbehörde eingetragen ist.

Einern wesentlichen konsumrechtlichen Postulat kommt sodann Art. 59 Abs. l

VE-VVG entgegen, der folgendes bestimmt: «Der Versichenmgsagent gilt als

ermächtigt, im Namen des Versicherungsuntemehmens Versicherungsverträge

abzuschliessen und alle Rechtshandlungen vorzunehmen, welche die Art seiner

Tätigkeit gewöhnlich mit sich bringt.» Diese Bestimmung sieht somit eine typi-

sierte Volhnacht (analog den handelsrechtlichen Volhnachten des Handlungsbe-

volhnächtigten und des Prokuristen) für den Agenten vor. Dies schafft Rechtssi-

cherheit und vereinfacht die Abwicklung der Geschäftsbeziehungen.

G. Definition der Produkttypen

1. Allgemein

Der VE bringt erstmals eine kohärente systematische gesetzliche Erfassung der

besonderen Produkttypen. Unter dem 2. Titel: Besondere Bestimmungen (Art.

63-106 VE-WG) werden die Sachversicherung, die Haftpßichtversicherung, die

Rechtsschutzversicherung, die Transportversicherung, die Leb ensver Sicherung

sowie die Kranken- und Unfallversicherung erfasst. Damit wird ein konsum-

rechtliches Postulat erfüllt. Es fehlt hier der Raum für eine umfassende Darstel-

10 Vgl. HANS-PETER SCHWINTOWSKI, Konsumentenschutz im schweizerischen und deutschen Versicherungs-

markt, in: J. Basedow/U. Meyer/D. Rückle/H.-P. Schwintowski (Hrsg.), Rechtsdurchsetzungsdefizite und
aktuelle Probleme der Versicherungspraxis, Baden-Baden 2006, 309 ff., insb. 319.



lung dieser Typisiemng des Versicherungsvertragsrechts. Immerhin soll auf ein

besonderes Problem bei der obligatorischen Haflpflicht^ersichemng hingewiesen

werden.

2. Direktes Forderungsrecht des Geschädigten im Besonderen

Das konsumrechtliche Postulat eines direkten Forderungsrechts des Geschädig-

ten wird im VE bei der obligatorischen Haftpflichtversichenmg moderat umge-

setzt. Nach Art. 74 VE-VVG (dü-ektes Forderungsrecht und Auskunftsanspmch)

hat der Geschädigte oder sein Rechtsnachfolger gegen das Versicherungsunter-

nehmen ein direktes Fordenmgsrecht im Rahmen der Versicherungsdechmg und

unter Vorbehalt der Einwendungen und Einreden, die ihm das Versichenmgs-

unternehmen aufgrund des Gesetzes oder des Vertrages entgegen halten kann. Er

kann vom Haftpflichtigen Auskunft über dessen Haftpflicht^ersichenmgsschutz

verlangen.

Nach geltendem Art. 60 Abs. l VVG hat der geschädigte Dritte in der Haft-

pflichtversichenmg nur ein gesetzliches Pfandrecht an der Versichenmgsleis-

tung. Sinn und Zweck dieser Bestimmung ist der Schutz des Schadenersatzan-

Spruches der geschädigten Person. Allerdings erscheint aus heutiger Sicht der

Umweg über die Betreibung auf Pfandvenvertung als wenig siimvoll, weshalb

neu und in Anlehnung an vergleichbare Regelungen (vgl. Art. 65 Abs. l SVG)

die Einführung eines direkten Foräerungsrechts des Geschädigten gegenüber

dem Haftpflichtversicherungsuntemehmen vorgeschlagen wird. Dieses soll abso-

lut zwingend sein.

H. Verbandsklagerecht
t

Der VE hat - trotz entsprechender konsumrechtlicher Postulate - auf die Rege-

lung des Verbandsklagerechts der Konsumentenorganisationen verzichtet. Der

Grund hiefür lag - analog zur Regelung der AVB - darin, dass die Verbandskla-

ge ein allgemeines prozessrechtliches Instrument darstellt, das nicht nur im Be-

reich der Versichemngsbranche eine Rolle spielt. Der VE für eine gesamtschwei-

zerische Zivilprozessordnung sah denn auch in Art. 79 die Verbandsklage

allgemein mit folgendem Wortlaut vor: (l) Vereine und andere Organisationen,

die nach ihren Statuten zur Wahrung der Interessen ihrer Mitglieder oder der

Interessen von Angehörigen bestimmter Interessengmppen befugt sind, können

in eigenem Namen klagen: (a) auf Feststellung von Rechten der Betroffenen; (b)

auf Beseitigung des rechtswidrigen Zustandes; (c) auf Unterlassung künftiger



Verletzungen von Rechten der Betroffenen; (2) Besondere Bestimmungen des

Bundesrechts über die Verbandsklage bleiben vorbehalten.

Auf diesen Verzicht ist indessen nach der neuesten Entwicklung zurück zu

kommen. Die - auf den VE-ZPO gestützte - Botschaft zur Schweizerischen

Zivilprozessordmmg (ZPO) vom 28. Juni 2006 schränkt nämlich den Anwen-

dungsbereich der Verbandsklage in Art. 87 ZPO-Botschaft wieder ein. Zwar

wird in der Botschaft folgendes ausgefülirt: «Die Verbandsklage dient der kol-

lektiven Interessenwahrung. Als allgemeines Institut wurde sie von Lehre und

Rechtsprechung aus dem Persönlichkeitsrecht entwickelt (Art. 28 ZGB). Um ihr

auch weitere Gebiete zu erschliessen, wurde sie daneben in mehreren Spezialge-

setzen besonders geregelt (so im Immaterialgüter-, Wettbewerbs- und Gleichstel-

lungsrecht; vgl. Z.B. Art. 56 Abs. l Bst. b MschG, 10 Abs. 2 Bst. b UWG oder 7

Abs. l G1G). Die «allgemeine Verbandsklage» wird aber auf den Schutz der

Persönlichkeit von Angehörigen bestimmter Personengruppen beschränkt (Art.

87 Abs. l und 2 ZPO-Botschaft) und die besonderen Verbandsklagen bleiben wie

bisher den Spezialgesetzen vorbehalten (Art. 87 Abs. 3 ZPO-Botschaft). Das

jeweilige Spezialgesetz kann dabei eine grosszügigere oder restrüctivere Rege-

lung treffen. Wenn diese Lesart der ZPO-Botschaft sich durchsetzen würde,

bliebe erneut Raum für eine ausdrücklich vorgesehene besondere Regelung der

Verbandsklage im neuen WG.

IV. Ausblick

Im Sinne eines Ausblicks bleibt zu hoffen, dass der Gesetzgeber im Bereich des

WG den grundlegenden Anforderungen des Wirtschaftsverfassungsrechts (Art.

97 BV) Rechnung tragen wird. Der in der Expertenkommission grundsätzlich

erzielte Ausgleich zwischen den Interessen der Versichemngs-Untemehmen

einerseits und jener der Konsumenten als Nachfrager dieser Dienstleistungen

andererseits sollte nicht ohne Not gefährdet werden.
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Vorwort

Über drei Jahre hat sich die Expertenkommission für eine Totalrevision des

VVG intensiv mit den emzelnen Aspekten des Versicherungsvertragsrechts aus-

einander gesetzt. Als Resultat der intensiven Diskussionen, die sowohl wissen-

schaftliche wie auch wirtschaftliche Gesichtspunkte zum Gegenstand hatten und

im Spannungsfeld von Konsumentenschutz und wütschaftlicher Freiheit pendel-

ten, ist ein Gesetzesentwurf entstanden, der in Anspruch nimmt, die systemati-

sehen und sprachlichen Defizite des heutigen VVG zu eliminieren und einen

zeitgemässen Interessenausgleich zu schaffen. Ob der Erlass auf Gegenliebe

stösst und ob er schon bald Gesetz wü-d und gar 100 Jahre halten wird, ist noch

nicht absehbar. Die Beiträge m diesem Tagimgsband sollen einen Einblick in die

Werkstatt der Expertenkommission geben und gleichzeitig den notwendigen

fachlichen und politischen Diskurs eröffnen.

Wir danken all jenen, die zu diesem Werk beigetragen haben. Nebst den Refe-

reuten insbesondere den Herren Noah Burgunder und lic.iur. Rico Heinz, die den

Tagungsband bis hin zur Dmcklegung betreut haben.

Zürich und Eglisau im November 2006

Anton K. Schnyder und Stephan Weber
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